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Hubertus Knabe

Politische Opposition in der DDR
Ursprünge, Programmatik, Perspektiven'

Der radikale politische Umbruch in der DDR und
Osteuropa hat nicht nur die Vertreter des westli-
chen politischen Establishment, sondern auch Poli-
tik- und Sozialwissenschaftler weitgehend unvorbe-
reitet getroffen. Das Ausmaß gesellschaftlicher Un-
zutriedenheit in der DDR, der Grad der Instabihtat
des politischen Systems, die Anzeichen ftir die Ent-
stehung oppositioneller Gegenkräfte sind von der
DDR-Forschung offensichtlich unterschätzt wor-
den. Unabhängig von den dadurch aktivierten ge-
nerellenZweifelri an der Prognosefähigkeit der So-
zialwissenschaften steht deshalb auch die For-
schung in gewisser Weise vor der Notwendigkeit
einer Erneuerung sowie einer Aufarbeitung ihrer
Versäumnisse. Sie hat die Chance und die Aufgabe,
ihre eigenen Prämissen und Methoden kritisch zu
überprüfen, ihre langiährige Orientierun§ am Sta-
tus quo zu überwinden und - gemeinsam mit den
Kollegen aus der DDR - die zahlreichen For-
schungslücken zu schließen.

Eines der dringlich aufzuarbeitenden Defizite be-
steht bei der wissenschaftlichen Analyse politischer
Oppositionsströmungen in der DDR 1). Während
die DDR- und Osteuropaforschung die kritischen
Organisationen, Gruppierungen und Einzelperso-
nen in den Staaten des Warschauer Paktes wegen
ihrer marginalisierten Stellung im politischen Sy-
stem bis in die Gegenwart hinein als weitgehend
irrelevante"Größen betrachtete, sind sie durch den
offenen Ausbruch der Krise gleichsam über Nacht
in öine Schlüsselrolle geraten: Der rapide Legitimi-
tätsverlust der herrschenden Kommunisten und der
Bedarf an unbelasteten, glaubwürdigen'politischen
Kräften haben die Oppositionsbewegungen - oft-
mals zü ihrer eigenen Überraschung - zür ent-
scheidenden politischen Kraft gemacht, die vor der
Aufgabe steht, spätestens bei den angekündigten
freien Wahlen die lvlacht ganz oder teilweise zu
übernehmen. In einer ersten, vorläufigen Analyse
soll deshalb im Folgenden untersucht werden, wo-
her in der DDR die neuen Akteure auf der
politischen Bühne kommen, welche programmati-
schen Vorstellungen sie mitbringen und welche
Rolle sie in der weiteren Entwicklung spielen könn-
ten.

t1 Die einzige Monographie zur DDR-Opposition stammt
aus der Feder eines Journalisten: Karl Wilhelm Fricke, Op-
position und Widerstand in der DDR. Ein politischer Re-
port, Köln L984.

Schwierigkeiten ergeben sich dabei zunächst auf der
begrifflichen Ebene: Was bedeutet im Kontext der
DDR ,,politische Opposition"? Ohne an dieser
Stelle de n politikwisse nschaftlich en D efinitionsver-
suchen der Begriffe ,,Dissens", ,,Protest", ,,Opposi-
tion" oder ,,Widerstand" nachgehen zu wollen, ist
im Zusammenhang mit der DDR hervorzuheben,
daß sich dort - im Gegensatz zu Polen oder Un-
garn Gegnerschaft nfi herrschenden Politik
lange Zeit bewußt nicht als Opposition definiert
hat. Insbesondere die informellen Gruppen der
Friedens- und Umweltbewegung, aber auch füh-
rende Vertreter der evangelischen Kirchen haben
sich in den achtziger Jahren wiederholt dagegen
gewandt, kritisches gesellschaftliches Engagement
mit diesem Begriff zu belegen - und es damit aus
dem Spektrum legaler Artikulationsmöglichkeiten
auszugrenzen.

Erst die Zuspitzung der innenpolitischen Krise in
der DDR und die dadurch vergrößerten Spannun-
gen avischen Kirche, Staat und Gruppen haben
dazu geführt, daß der Begriff ,,Opposition" seit
etwa 1988 in das Selbstverständnis der kritischen
Gruppen stärker Eingang gefunden hat 2). Die sy-
stematische Abdrängung innergesellschaftlicher
politischer Konflikte in die Freiräume der evangeli-
schen Kirchen und der Versuch der SED-Führung,
sie dort mit Restriktionen und polizeilichen Mitteln
ztt bekämpfen, hat im Sommer 1989 schließlich
auch ftihrende Kirchenvertreter zu der Forderung
veranlaßt, in der DDR eine legale Opposition zttzu-
Iassen, um damit die Kirchen von ihrer politischen
Stellvertreterrolle zu entlasten 3).

Seit der Ablösung Erich Honeckers als Generalse-
kretär der SED, mit der die Tolerierung unabhän-
giger politischer Gruppierungen und die Em anzipa-
tion der bislang gleichgeschalteten ,oalten" Organi-
sationen eingeleitet wurde, ist der Begriff der ,,Op-
position" erneut unscharf geworden. Die neuen Or-
ganisationen verstehen sich bislang anm überwie-
genden Teil nicht als Gegner des sozialistischen
Systems; andere wie unabhängige Berufsver-

z; Vgl. dazu die Außerungen von Markus Meckel, dem spä-
teren Mitbegründer der SDP. in: Gerhard Rein/Heino
Falcke/Friedrich Schorlemmer/Jvlarkus Meckel/Vera Wol-
lenberger/Erhart Neubert, Im Prinzip Hoffnung. Gespräche
über Alternativen zum real existierenden Sozialismus, in:
Kirche im Sozialismus, (1989) 4, S. 139
l; Vgl. Matthias Hartmann, Teile und herrsche, in: Deutsch-
land Archiv, (1989) 8, S. 834.
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bände oder Interessenverbände sind hinzuge-
kommen, die in traditionellen politischen und sozia-
len Milieus wurzeln. Die ,,befreundeten Parteien"
LDPD, i{DPD, CDU und DBD versuchen, sich
ebenfalls als kritisches Korrektiv zu profilieren, und
auch die radikalreforrnerischen Stromungen in der
SED haben für sich wiederholt die Bezeichnung
,,Opposition" in Anspruch genommen.

Wenn im Folgenden von einem Oppositionsbegriff
ausgegangen wird, der sich auf die neuen, aus den
informellen Gruppen hervorgegangenen Organisa-
tionen beschränkt, dann liegt darin die Gefahr, daß

dieses Herangehen schon in kurzer Zeit von der
weiteren Dynamik der Ereignisse und den sich neu
ausbildenden Konfliktlinien widerlegt wird.'Auf
der anderen Seite stützt sich diese Definition auf
den bisherigen Entwicklungsprozeß und spiegelt im
großen und ganzen auch die gesellschaftliche Wahr-
nehmung wider. Die Erfahrung in Ländern, in de-
nen der Reformprozeß bdreits früher eingelei-
tet wurde, zeigt überdies, daß zumindest in der
Periode des Übergangs vom Parteistaat zur Demo-
kratie die Unterscheidung zwischen den etablier-
ten und den oppositionellen Kräften die bestim-
mende ist.

I. Ursprünge

Die politisch bedeutsamsten oder mitgliederstärk-
sten neuen Gruppierungen in der DDR das

,,Neue Forum* (I.{F), die ,,Sozialdemokratische
Partei" (SDP), die Partei o,Demokratischer Auf-
bruch" (DA), die ,,Grüne Partei", die ,,Bürgerbe-
wegung,Demokratie Jetzt"' sowie die Sammlungs-
bewegung ,,Vereinigte Linke" - wurzeln in einer
marginalisierten politischen Gegen- oder Subkul-
tur, die sich in den achtziger Jahren mangels ande-
rer Artikulationsrnöglichkeiten vor allem unter
dem Dach der evangelischen Kirchen formierte.
Dieses Potential setzt sich aus durchaus unter-
schiedlichen Segmenten zusammen, die im Verlauf
von politischen Umbruchprozessen und individuel-
len Lebensentwicklungen zueinander fanden : P azi-
fisten, die mit der Politik der Wiederbewaffnung
und Militarisierung in Konflikt kamen; unzufrie-
dene und nach Selbstverwirklichung suchende Ju-
gendliche; gesellschaftspolitisch engagierte Chri-
sten; Träger neuer postmaterieller oder eman-
zipatonscher Orientierungen; Marxisten. die
rnit der Politik der SED nicht einverstanden waren,
etc.

Diese politischen Kräfte organisierten sich vor al-
lem in Form von informellen Gruppen, die zumeist
im Schutzraum der Kirchen arbeiteten und sich in
erster Linie nur an eine innerkirchliche Öffentlich-
keit richten konnten4). Seit Mitte der achtziger
Jahre entstand darüber hinaus ähnlich wie in
anderen sozialistischen Staaten - eine ,,mreite Öf-
fentlichkeit'o aus selbstverlegten innerkirchlichen
oder unabhängigen Zeitschriften, anderen Publika-
tionen sowie Veranstaltungen 5).

4) Die Zahl der informellen Gruppen wurde 1988 mit 325
beziffert, wovon sich die großen unter ihnen oft noch in the-
matische Untergruppen untergliedern; vgl. Ulrike Poppe,
Das kritische Potential der Gruppen in Kirche und Gesell-
schaft, unveröffentlichtes Manuskript, Berlin (Ost) 1988,
s. 9.
s) Vgl. Frithjof Heller, Unbotmäßiges von o,Grenzfall" bis
,,Wendezeit". Inoffizielle Publizistik in der DDR, in:
Deutschland Archiv, (1988) 1"1, S. 1188-Lt96.

Auffällig ist, daß es nahezu keinerlei personelle
oder ideologische Kontinuität gibt zwischen den
informellen Gruppen der achtziger Jahre und den
früheren, traditionellen Ansätzen politischer Op-
position in der DDR wie der Kritik an Bodenreform
und Kollektivierung, dem Arbeiterwiderstand, den
sozialdemokratischen und bürgerlichen Strömun-
gen oder den Oppositionsgruppen in der SED. Tra-
ditionsbildend wirken in erster Linie nur jene Akti-
vitäten, die innerhalb der evangelischen Kirchen
angesiedelt waren: die Erfahrungen des Kirchen-
kampfes seit den frühen ftinfziger Jahren, die Pro-
teste von Wehrdienstverweigerern in den sechziger
Jahren, die Formierung einer unabhängigen Frie-
densbewegung in den siebziger Jahren und die Ent-
stehung eines ganzen Netzes von Friedens-, Men-
schenrechts-, Ökologie-, Frauen-, Flomosexuellen-
und Zwei-Drittel-Welt-Gruppen in den achtziger
Jahren.

Ein zrveiter, schwächerer Impuls ging von manri-
stisch orientierten Zirkeln aus, die in den sechziger
und siebziger Jahren zumeist in konspirativer
Form alternative Gesellschaftskonzepte disku-
tierten und erst in den achtziger Jahren zunehmend
die Freiräume nutzten, die die evangelischen Kir-
chen für ein offenes politisches Engagement boten.
Die kritischen Kräfte im kulturellen Sektor hielten
sich dagegen bis auf wenige Ausnahmen weitge-
hend fern von diesem kirchlich-oppositionellen Mi-
lieu und nutzten die Kirchen bestenfalls als ,,host
institution".

Identitätsbildend wirkte diese Entwicklungsge-
schichte der kritischen Gruppierungen in der DDR
vor allem in zweierlei Hinsicht: Zum einen hat die
dominante Rolle der evangelischen Kirchen starken
Einfluß auf Bewußtsein und Gestalt der Opposition
genommen; christliche Überzeugungen, religiöse
Handlungsmuster sowie nicht zuletzt die materiel-
len und personellen Ressourcen der Kirchen spielen
eine bedeutende Rolle. So ist es kein Zufall daß die
Oppositionsparteien SDP und DA vornehmlich von
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kirchlichen Mitarbeitern gegründet wurden, und
ohne die regelmäßigen Friedensgebete in Leipzig
wäre es wahrscheinlich nie zur Entstehung der De-
monstrationsbewegung vom Herbst 1989 gekom-
men. Auch die strikte Gewaltfreiheit der Massen-
proteste und die starke Akzentuierung sozialethi-
scher Orientierungen dürften in christlich-kirchli-
chen Prägungen wurzeln.

Zum anderen ist die DDR-Opposition gekenn-
zeichnet von einem Selbstverständnis, das man mit
dem ungarischen Romancier György Konräd als

,,Anti-Politik" bezeichnen könnte und das für die
informellen Gruppen der neuen sozialen Bewegun-
gen insgesamt kennzeichnend ist: Sie sind kultur-
ärientiert statt machtorientiert, basisdemokratisch
statt zentrahstisch, reaktiv statt offensiv; sie thema-
tisieren eher Einzelthemen und -konflikte als glo-
bale Politikstrategien. Hier wurzelt ein Großteil der
Schwierigkeiten der DDR-Opposition, das von den
zerfallenden po litischen Institutionen hinterlasse ne
Machtvakuum zu ftillen.

Die allmähliche Transformation dieser ,,single is-
sue"-Bewegung in eine politische Opposition setzte
in der aveiten Hälfte der achtziger Jahre ein und
wurde durch die Potitik der damaligen SED-Füh-
rung beschleunigt. Nach dem Machtantritt von Mi-
chail Gorbatschow in der Sowjetunion und den gro-
ßen Veränderungen in Polen und Ungarn kristalli-
sierte sie sich vor allem an der Forderung nach
grundlegenden politischen Reformen auch in der
DDR, die gegenüber den früheren Themen wie
Umweltschutz, Friedenspolitik oder Dritte Welt
eine neue Qualitat besaß. Einzelne Gruppen wie
die ,,Initiative Frieden und Menschenrechteo' gin-
gen in diesem Prozeß voran, indem sie Kontakte zur
osteuropäischen Opposition knüpften und Forde-
rungen erhoben, die explizit auf eine Veränderung
des politischen Systems zielten: Rechtsstaatlich-
keit, Meinungs- und Pressefreiheit, Versammlungs-
und Vereinigungsfreiheit, Streikrecht, Aufstellung
unabhängiger Kandidaten nt Kommunal- und
Volkskammenilahlen, Erweiterung der Reisefrei-
heit, gesellschaftliche Selbstorganisation, Dezen-
tralisierung, Demokratisierung und Anerkennung
des in der Gesellschaft existierenden Pluralis-
mus 6).

Vorläufer der Reformdiskussion finden sich auch in
den Bemühungen der evangelischen Kirchen um
die Gleichberechtigung der Christen, die zuneh-
mend das gesamte Verhältnis zwischen Bürger und
Staat in der DDR thematisierten. Das Werben ftir
einen Dialog zwischen Christentum und Marxismus
und urn die Anerkennung eines eigenständigen Bei-
trages der Christen bei der Lösung gesellschaftli-

6) Vgl. Initiative Frieden & Menschenrechte, Grenzfall.
Vollständiger Nachdruck aller in der DDR erschienenen
Ausgaben (1986/87), hrsg. von Ralf Hirsch und Lew Kope-
lew, Berlin 1989 (Selbstverlag), S. VII f. und S. L f.
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cher und politischer Probleme - zum Beispiel bei'
der Friedenssicherung - zielten ebenso in diese
Richtung wie das Aufgreifen der Menschenrechts-
problematik durch die Kirchen und die Forderung
nach mehr Information und Mitwirkungsmöglich-
keiten der Bürger zum Beispiel im Umweltschutz.

Die Kirchen setzten damit dem konservativen, auf
Sicherung der Machtstrukturen fixierten Konzept
der SED eine Strategie politischer Stabilität durch
Partizipation und Wandel entgegen, wie es auch die
kommunistischen Reformpolitiker vertreten.,,Was
der Einzelne an Rechten wahrnehmen und an Mög-
lichkeiten nutzen kann", erklärte etwa die Synode
des DDR-Kirchenbundes 1,985, ,,bestimmt das Maß
seiner schöpferischen Mitwirkung an der Gestal-
tung seines Landes und trägt zu dessen Stabilität
bei. Ein Staat und eine Gesellschaftsordnung sind
umso stabiler, je mehr sie auf die Loyalität und ver-
antwortliche Mitarbeit ihrer Bürger zählen kön-
nen. " 7)

Daß die Reformdiskussion und der Demokratisie-
rungsprozeßin der Sowjetunion, Polen und Ungarn
die diesbezüglichen Erwartungen in der DDR er-
mutigten - nicht zuletzt weil sie konkrete Verfah-
ren und Strukturen des Übergangs zu einem plura-
len, demokratischen System vor Augen führten -,
läßt sich deutlich zurückverfolgen. Insbesondere
der Generalsekretär der KPdSU, Michail Gorba-
tschow, erschien vielerorts als Hoffnungsträger,
dessen Schriften mit großem Interesse rezipiert
wurden und dessen Bild auf selbstgefertigten Pla-
ketten und Fotos verbreitet wurde.

Die ersten positiven Reaktionen auf die Verände-
rungen in der Sowjetunion erfolgten im Zusammen-
hang mit den Abrüstungsvorschlägen Gorba-
tschows vom Januar 1986, die von den Kirchen in
verschiedenen Erklärungen als eine Bestätigung ih-
rer Friedensvorstellungen bezeichnet wurden und
Hoffnungen auf einen allgemeinen politischen Um-
denkungsprozeß weckten. Im Verlauf der Herbst-
synoden des Jahres 1986 griffen die evangelischen
Kirchen in der DDR die Forderung des sowjeti-
schen Generalsekretärs nach einem ,,neuen Den-
ken" mit großer Zustimmung auf und gaben der
Hoffnung Ausdruck, daß dieses in Form einer wirk-
lich mündigen Mitwirkung aller Bürger ,,auch in
unserer Gesellschaft ein tragfähiges Fundament fin-
det" 8).

Die Anzeichen eines vorsichtigen Wandels im Zei-
chen der sowjetischen Reformpolitik auch in der
DDR, als deren Höhepunkt der von offiziellen und
kirchlichen Gruppen gemeinsam ausgerichtete

7) Synode des Bundes der Kirchen in der DDR, Erklärung,
Dresden, 20.-24. September 1985, in: EPD-Dokumenta-
tion, 43/85, S. 44.
8) Kirchenleitung der Evang. Landeskirche Greifswald, Be-
richt an die Synode, in: EPD-Dokumentation, 52186"
s. 29.
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Olof-Palme-Friedensmarsch im September 1987

betrachtet werden kann, nährten in den Kirchen die
Hoffnung, daß die ,,Ansätze der Öffnung in unserer
Gesellschaft" e) in eine umfassendere Reformpoli-
tik münden könnten. Die Erweiterung der Reise-
möglichkeiten, die Veröffentlichung des gemeinsa-
men Dialog-Papiers von SED und SPD im August
L987 sowie der Besuch Erich Honeckers in Bonn im
Oktober 1987 wurden als Ermutigung aufgefaßt.
Die größeren Spielräume für die Kirchenzeitungetr,
die sich ausweitenden Aktivitäten der Gruppen, die
vielversprechenden Ansätze eines offenön christ-
lich-marxistischen Dialoges sowie die spürbar rb
nehmende kirchliche Berichterstattung in den staat-
lichen Medien erweckten den Eindruck, als ob die
Kirchen zum Experimentierfeld fi,ir eine politische
Öffnung gemacht werden sollten.

Die Kirchen dankten ftir diese Klima-Veränderung
und bekannten sich mit gewachsenem Selbstbe-
wußtsein nt ihrem ,,begrenzten politischen Man-
dat" und zum Engagement der Gryppen 10). ,,Of-
fenheit" und,,Öffentlichkeit", die Übersetzungen
des russischen Wortes ,,Giasnost", aber auch Be-
griffe wie ,,Dialog", ,,Streitkultur" oder der des ,,ge-
meinsamen europäischen Hauses" wurden zu wich-
tigen Stichworten der kirchlichen Diskussion. Zn-
gleich wurde die Erwartung artikuli€rt, daß es zu
weitergehenden Veränderungen komme ; insbeson-
dere setzten sich die Kirchen im Zusammenhang
mit den Reiseerleichterungen - wie 1989 einge-
ftihrt - für klare gesetzliche Regelungen mit einem
Einspruchsrecht der Bürger ein 11).

Skeptischer reagierten demgegenüber die informel-
Ien Gruppen, die nach wie vor die Erfahrung ma-
chen mußten, in der DDR nicht als Dialogpartner
anerkannt und ftir ihre Aktivitäten - zum Beispiel
durch Ordnungsstrafen oder Ungarn-Reisever-
bote - sogar bestraft zu werden. ,,Selbst das, was
wohlwollende Beobachter als Ansätze zu Verände-
rungen auffassen möchten", hieß es in einer Erklä-
rung von Vertretern der Initiative ,,Frieden und
Menschenrechte" vom August L987 ,,,erscheint oft
als unbeständige Lockerung, die nicht eingefordert
werden kann, oder als reine Kosmetik" 12).

Diese Einschätzung bestätigte sich kurz darauf, als

die SED-Führung mit der Durchsuchung der
Räume der Ost-Berliner Umweltbibliothek im No-

o; Synode der Evang. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen?

Beschluß anm Rechenschaftsbericht der' Kirchenleitung,
29. Oktober-l. November 1987, in: EPD:Dokumentation,
52t97 , S. 33.
to; Vgl. die Beratungen der Sächsischen und der Provinz-
sächsischen Synode im Oktober 1987, zum Teil dokumentiert
in: EPD-Dokumentation , 52187 , S. 1 ff. und S. 23ft.
ttl Vgl. Synode der Evangelischen Kirche in Berlin-Bran-
denburg, Beschluß betr. ,,Reisemöglichkeiten", in: EPD-
Dokumentation, 25187 , S. 30.
t2\ Initiative Frieden & Menschenrechte (Anm. 6), S. lVz.

vember L987 und den Verhaftungen im Gefolge der
Liebknechtlluxemburg-Demonstration im Januar
1988 deutlich machte, daß sie die Grenzen der Libe-
ralisierung bereits für überschritten hielt und die
Formierung unabhängiger politischer Kräfte unter
dem Dach der Kirche nicht zulassen wollte. Sie
löste damit jedoch erstmals massenhaften Wider-
stand durch Mahnwachen und Fürbittgottesdienste
aus, der immerhin durchsetzte, daß alle Verhafte-
ten auf freien Fuß gesetzt wurden, wenngleich rnän-
che in den Westen abgeschoben wurden. Die Füh-
rung reagierte mit einer kirchenpolitischen Grund-
satzerklärung, die Politbüro-Mitglied Werner Jaro-
winsky im Februar 1988 gegenüber dem Vorsitzen-
den des DDR-Kirchenbundes, Bischof Leich, Bb-
gab t3) und der mit 'der Zensur der Kirchenpresse
und einer demonstrativen Polizeikontrolle vor ei-
nem Gottesdienst von Bischof Forck in der Ost-
Berliner Sophienkirche Nachdruck verliehen
wurde. Die zunehmend demonstrative Absage der
DDR-Führung an jegliche Reformpolitik und die
sich weiter vergrößernde Kluft zur Entwicklung in
anderen sozialistische.n Staaten ließ die Reformdis-
kussion jedoch nicht verstummen, sondern eher
nüchterner und fordernder werden - mit Blick auf
die Entwicklungen in der Sowjetunion, Polen und
Ungarn auch konkreter und radikaler.

Nunmehr wurden auch auf den Synoden mit zuneh-
mender Deutlichkeit grundlegende gesellschaftli-
che Veränderungen verlangt, die insbesondere zu
größerer Offenheit, Rechtssicherheit und Mitbe-
stimmung ftihren müßten. Im April 1988 begrüßte
die Berlin-Brandenburgische Synode ausdrücklich
,,den Prozeß der sozialistischen Umgestaltung auf
dem Wege der Offenheit und der Demokratisierung
in der Sowjetunion und anderen sozialistischen
Ländern" und äußerte die Hoffnung ,,auf einen ent-
sprechenden Prozeß der Demokratisierung und Of-
fenheit auch in der DDR., 14). Auch der bis dahin
als eher moderat geltende Kirchenbund-Vorsit-
zende, Bischof Werner Leich, legte Erich Honecker
die diesbezüglichen Erwartungen der Kirchen in
einem Gespräch im M:ärz 1988 mit großer Deutlich-
keit dar und spielte im September vor der Bundes-
synode sogar auf die tschechoslowakische Formu-
lierung vom ,,Sozialismus mit menschlichem Ant-
htz" ätt, als er sagte: ,,Wir brauchen eine Gesell-
schaft, die im täglichen Erleben ein menschliches
Angesicht .hat." 15)

tl; Wiedergegeben in: EPD-Dokumentation, 43/88,
s. 60 ff.
t4) Berlin-Brandenburgische Synode, Beschluß betr.:,,(Jm-
gestaltung in der UdSSR", in: EPD-Dokumentation, Nr.
2t/88, S. 74.
ts) Landesbischof Werner Lrich, Vorsitzender der Konfe-
renz der Kirchenleitungen, Ansprache beim Treffen mit dem
Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker am 3. März 1988, in:
EPD-Dokumentation, LZl88, S. 2ff.; Matthias Hartmann,
,,Hier ändert sich nichts". Zur Synodaltagung des Kirchen-
bundes, in: Deutschland Archiv, (1988) 1"0, S. L025.
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Informelle Gruppen legten währenddessen das er-
ste in einem längeren Diskussionsprozeß von v€f-
schiedenen Vertretern erarbeitete politische Re-
formkorugpt in Form von 2A Thesen zvt gesell'

schaftlichen Erneuerung vor, die der Wittenberger
Pfarrer Friedrich Schorlernmer im Juni 1"988 auf
dem Kirchentag in Halle vortrug und die in einem
deutlichen Bezug zu den Thesen der KPdSU zur
Vorbereitung der Parteikonferenz standen 16). Eine
umfassende Demokratisierung forderten auch vef-
schiedene Basisgruppen in einem ,,Brief an die
Christen in der DDR und ihre Gemeindevertretun-
gen - Neues Handelno', der am Rande des Görlit-
zer Kirchentages vorgelegt wurde und in dem es

u. a. hieß: ,,Nicht zuletzt die Veränderungen in der
Sowjetunion regen uns an, über prinzipielle Fragen
der gesellschaftspolitischen Erneuerung nachzu'
denken. Eine Reform des politischen Systems der
Mitverantwortung einschließlich des Wahlsystems
und der Wahlverfahren, die Herausbildung eines

öffentlichen Meinungspluralismus zu den drängen-
den Lebensproblemen im Land - etwa durch
Gründung ,on Bürgerinitiativen, Zeitschriften
u. a. - erscheinen uns unumgänglich." 17)

Wie groß der Diskugsionsbedarf über gnrndlegende
Alternativen zur starren Politik der DDR-Führung
geworden war, zeigten auch die ,,ökumenischen
Versammlungen" in Dresden und Magdeburg, die

- ursprünglich auf das Thema ,,Frieden, Gerech-
tigkeit und Bewahrung der Schöpfung" ausgerich'
tet - trotz einer persönlichen [ntervention des

Staatssekretärs ftir Kirchenfragen einen umfassen-

den Katalog von Reformvorschlägen vorleg-
ten 18).

Die Schaffung von Verhältnissen, ,,ir denen nie-
mand mehr Ausbürgerungsanträge stellen will'o 1e),

erschien auch aufgrund des wachsenden Ausreise-
drucks immer dringlicher, mit dem die Kirchen urid
die Gryppen in ihrer Arbeit schon seit Jahren un-
mittelbar konfrontiert waren. Da sich die Bleibe-
Appelle und seelsorgerliche Begleitung der Kirchen
als untauglich erwiesen hatten, das Problem zu ent-
schärfen, wurden verstärkt Diskussionen geftihrt
über die Ursachen des Weggangs und der darin
spürbar werdenden gesellschaftlichen Depression.

,,Weil sich in der Gesellschaft Gleichgültigkeit, Re-
signation und Stagnation ausbreiten, und sich die
Zahlder Menschen erhöht, die sich deshalb zurück-

ro; Wider eine Gesellschaft der Gleichgültigen und Verant-
wbrtungslosen. ZwaruigThesen zur Erneuerung und UPgt'
staltUnä, die auf dem Kirchentag in Halle vorgelegt und dis-

kutiert-wurden (im weiteren abgekürzt als ,,Thesen"), in:
Frankfurter Rundschau vom 13. Juli 1988.
t1 Brief an Christen in der DDR und ihre Gemeindever-
trbtungen - Neues Handeln (im weiteren_ abgekürzt als

,,Brief*), in: EPD-Dokumentation, 39al88, S. 8.
it; Vgl. insbesondere das Papier ,,Mehr Gerechtigkeit in_der

DDd- unsere Aufgabe, unsere Erwartungen", in: EPD-
Dokumentation, 21189, S. 27 ff"
te) Zitiert in: M. Hartmann (Anm. 15), S. 1V26.
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ziehen oder hier nicht mehr leben wollen", hieß es

dazu in den 20 auf dem Kirchentag in Halle vorge'
legten Thesen, ,,halten wir es ftir nötig, darüber
offen zu reden und die gesellschaftlichen Rahmen'
bedingungen so umzugestalten, daß mehr Bürger
gesellschaftliche Mitarbeit als sinnvoll erle'
ben." 2o)

Während es bis zu diesem Zeitpunkt der SED noch
weitgehend gelungen war, die kritischen Gruppen
zu isolieren und die Bevölkerung stillzuhalten, §o

machten die Kommunalwahlen im Mai 1989 erst-
mals deutlich, daß die Unzufriedenheit immer brei-
tere Kreise erfaßte und die Menschen allmählich
ihre Angst verloren. Bei den früher kaum beachte'
ten Nominierungsversammlungen kam es zu hefti'
gen Diskussionen, vielfach wurden sie gar nicht erst
öffentlich bekanntgegeben, damit sie nicht außer
Kontrolle geraten konnten. Kirchliche Gntppen
riefen darauftrin dazu auf, den Wahlen fernzublei-
ben oder mit ,,Nein" zvstimmen, und organisierten'
in verschiedenen Stadten eine möglichst flächen-
deckende Beobachtung der Auszählung. Dabei er-
gaben sich erhebliche Differenzen zwischen den of'
fiziell mitgeteilten und den vom jeweiligen Leiter
der Wahlbüros tatsächlich gezählten Stimmerer'
gebnissen, insbesondere bei den Nein-Stimmen und
bei der Wahlbeteiligung: Während Egon Krenz als

lorsitzender der Wahlkommission noch am Abend
der Wahl von 98,85 Prozent Zustimmung zum,,Ge'
meinsamen Wahlvorschlag der Nationalen Front"
sprach, wurden in vielen Wahlbüros rund 20 Pro'
zent Nein-stimmen oder Nicht-Wähler gezählt. In
einem Fall hatte das ,,Neue Deutschland" die Er-
gebnisse im Berliner Bezirk Weißensee mit 43 Mz
abgegebenen Stimmen angegeben, davon 24 ungül-
tig,42 007 ftir und 1 011 gegen den Wahlvorschlag
der Nationalen Front; Vertreter kirchlicher Grup-
pen, die der Auszählung in 66 von 67 Wahllokalen
beigewohnt hatten, hatten dagegen nur 27 680 ab'
gegebene, davon 46 ungültige,Z5 4IA Ja- und 2 224

Nein-Stimmen registriert 21) , Zahlreiche Personen

erstatteten darauftrin Anzeige wegen Wahlfäl-
schung, und die Kirchen baten um Aufklärung

- beides ohne Erfolg.

Eine Politisierung lösten auch die Veränderungen
in der außenpolitischen Orientierung der DDR aus.

Während die SED unmißverständlich ihre Ableh-
nung des Aufbruchs in Polen und Ungarn zum Aus-
druck brachte, verbündete sie sich demonstrativ mit
den ultrakonservativen Kommunisten in Prag, Pe-

king und Bukarest. War die feierliche Verleihung
des Karl-Marx-Ordens an den rumänischen Dikta'
tor Nicolae Ceaugescu im November 1988 für viele
schon ein zynischer Akt angesichts der gerade be-

zo; Thesen (Anm. 16).
2r) Ausführliche Informationen und Zahlen zu den Wahten
enthält die im Selbstverlag erschienene Dokumentation:
Wahlfall 89, hrsg. von der Koordinierungsgruppe Wahlen,
Berlin (Ost) o. J. (1989).
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kannt gewordenen Dorfuernichtungspläne, so €r-
füllte die feierliche Erklärung der Volkskammer
vom Juni 1989, in der die DDR die Urheber des
Massenmordes in Peking in Schutz nahm, die Be-
völkerung mit Scham - und Egon Krenz lieferte
bei seinem China-Besuch Anfang Oktober weitere
Solidaritatsbeweise. Böse Erinnerungen weckte
auch der Bericht des Politbüros vom Juni 1989 ge-
genüber dem Zentralkomitee, in dem es - wie im
'Jahre 1958 - hieß: ,,tJnter der Fahne der Erneue-
rung des Sozialismus sind Kräfte am Werke, die die
Beseitigung des Sozialismus anstreben. In diesem
Zusammenhang erfiillt uns die Entwicklung in Un-
garn mit großer Sorge ." 22)

Die Kommunalwahlen, der Druck des Staates auf
die Kirchen, die unter ihrem Dach wirkenden
Gruppen zu disziplinieren, sowie negative Erfah-
rungen mit den kirchenleitenden Gremien in aktu-
ellen Konfliktsituationen bestärkten Bestrebungen
in den informellen Gruppen, sich von der Kirche zu
emanzipieren und sich als eine unabhän$ge politi-
sche Plattform in der DDR zu konstituieren. Es
verbreitete sich die Überueugung, daß e§ - ähnlich
wie in anderen sozialistischen Ländern - auch in
der DDR einer drganisierten Opposition bedürfe,
die außerhalb der Kirche angesiedelt ist und alle
kritischen Kräfte zusammenftihrt. Um die fatale
Alternative ,,Instabilität oder Fortftihrung des Bis-
herigen" ntüber-winden, bedürfe es einer konstruk-
tiven Alternative zur Politik der SED-Führung, de-
ren Herausbildung durch die gesetzliche Festschrei-
bung der führenden Rolle der Partei und die Fiktion
von der politisch-moralischen Einheit von Partei
und Volk verhindert worden sei23).

Die Zuspitzung der Ausreise-Problematik im Som-
mer 1989 durch den Abbau der Sperranlagen an der
österreichisch-ungarischen Grenze sowie durch die
Botschaftsbesetzungen bildete den Auslöser dafür,
daß der Initiativkreis ,,Absage an Prinzip und Praxis
der Abgrenzung" Mitte August zur Gründung einer
DDR-weiten Sammlungsbewegung ftir die Erneue-
rung aufrief, die bei den Volkskammerwahlen L99I
eine ,,identifizierbare Alternative" bilden sollte 24).

Wenige Tage später gründete sich eine Initiativ-
gruppe mit dem Ziel, in der DDR eine sozialdemo-
kratische Partei aufzubauen und die Voraussetzun-
gen ,,einer legalen Parteigründung und ihre Vorbe-
reitung'o nt erarbeiten25). In kurzer Zeit formierte
sich dann in der DDR ein halbes Dutzend neuer
Organisationen und Vereinigungen, deren separa-
tes Auftreten jedoch weniger auf unterschiedliche
politische Programme als vielmehr auf Differe nzen

zz'1 Vgl.Ilse Spittmann, Auf dem Drahtseil, in: Deutschland
Archiv, (1989) 7, S. 722.
23) vgl. das Interview mit Friedrich schorlemmer in der sen-
dung ,,Kennzeichen I)" vom 30. August 1989.
24) vgl. die ausführliche Berichterstattung in: die tageszei-
tung vom 15. August 1989.
2t) Vgl. die tageszeitung vom 29. August 1"989"
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arischen Personen, Gruppen und Regionor .zu-

rückging. Lediglich einmal - am 4. Oktober
1989 - traten diese Oppositionsgruppen mit einem
gemeinsamen Aufruf an die Öffentlichkeit, in dem
sie eine demokratische Umgestaltung von Staat und
Gesellschaft und demokratische Wahlen unter
Kontrolle der UNO forderten26). Durch die späte-
ren Verhandlungen am ,,runden Tisch" wuchs je-
doch der Druck auf die Opposition, gemeinsame
Positionen zu formulieren.

Das Neue Forum (NF) ist bisher die zahlenmäßig
stärkste Oppositionsgruppe; sie wurde am 9. Sep-
tember 1989 von 30 Vertretern aus elf DDR-B ezir-
ken in Grünheide, dem früheren Wohnsitz von Ro-
bert Havemann, gegründet. Zu denErstunterzeich-
nern des Gründungsaufrufes gehörten die Ost-Ber-
liner Malerin Bärbel Bohley, der Physiker Martin
Böttger, die Havemann-Witwe Katja, der aus der
SED ausgeschlossene und mit Berufsverbot belegte
Rechtsanwalt Rolf Henrich, der Physiker Sebastian
Pflugbeil, der Molekularbiologe Professor Jens
Reich, der Maurer Reinhard Schult sowie der Di-
rektor der Evangelischen Akademie Magdeburg,
Hans-Jochen Tschiche. Das NF setzte sich in sei-
nem ersten Aufruf lediglich zum Ziel, eine politi-
sche Plattform für die ganze DDR zu bilden, ,,die es
Menschen aus allen Berufen, Lebenskreisen, Par-
teien und Gruppen möglich macht, sich an der Dis-
kussion uhd Bearbeitung lebenswichtiger Gesell-
schaftsprobleme in diesem Land zu beteiligen". Das
NF verstand sich - bis Manuskriptabschluß Mitte
Dezember - dementsprechend nicht als Partei,
sondern als breite Sammlungsbewegung ohne Pro-
gramm, deren Programmatik erst erarbeitet werden
soll, obgleich tlie Initiatorengruppe wiederholt zu
aktuellen Entwicklungen Stellun g bezogen hat.

Im September wurde der Antrag des NF auf Regi-
strierung als,,Vereinigung" vom Innenministerium
abgelehnt; zunächst mit der Begründung, es han-
dele sich um eine staatsfeindliche Organisation,
dann, weil dafür keine ,,gesellschaftliche Notwen-
digkeit'o bestehe. Nach ersten Gesprächen auf loka-
ler Ebene zwischen Vertretern des NF und der SED
Mitte Oktober zeichnete sich eine Tolerierung ab,
später revidierte das Ministerium seine Entschei-
düng und ließ den Antrag auf Registrierung zu.
Anfang Dezember erhielt das NF nach einer Woh-
nungsbesetzung erstmals staatliche Räume in Ber-
lin zugewiesen. Zu diesem Zeitpunkt hatten über
200 000 Menschen den Gründungsaufruf unter-
zeichnet, und in der ganzen DDR konstituierten
sich lokale, zum Teil auch betriebliche Gruppen des
NF, Inzwischen haben diese Gruppen auf örtlicher,
bezirklicher und Landesebene demokratische Ver-
tretungen gewählt. Daneben ist eine Struktur aus
Fachgruppen im Aufbau, die sich mit Themen wie

26) Vgl. die tageszeitung vom 9. Oktober 1989.
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Volksbildung, Wirtschaft, DDR-Geschichte oder
(Jmwelt beschäftigen.

Der Demokratische Aufbruch - sozial, ökologisch
(DA) geht auf eine im Juni 1989 gegründete Initia-
tivgruppe zurück, die über:wiegend von kirchlichen
Mitarbeitern ins Leben gerufen wurde. Nach einer
von der Polizei behinderten Gründungsversamm-
lung am2. Oktober 1,989, auf der der Entwurf einer
,,Programmatischen Erklärung" voigelegt wurde,
hat sich der DA am 30. Oktober 1989 bei einer
Delegiertenversammlung mit Vertretern aus allen
DDR-Bezirken als Partei vorläufig konstituiert.
Die endgültige Parteigründung erfolgte auf einem
Parteitag MitteDezember. Vorsitzender ist der Ro-
stocker Rechtsanwalt Wolfgang Schnur, Presse-
sprecherin die 22 Jahre alte Leipzigerin Christiane
Ziller. Zu den Mitbegründern zählen der Ost-Ber-
liner Pfarrer Reiner Eppelmann, der Weimarer
Theologe Edelbert Richter und der wissenschaftli-
che Mitarbeiter des DDR-Kirchenbundes Erhart
Neubert. Auch andere bekannte Wortftihrer in den
evangelischen Kirchen wie der Wittenberger Ttreo-
loge Friedrich Schorlemmer und der Erfurter
Probst Heino Falcke sind Mitglieder des DA. Wie
bei den anderen Oppositionsbewegungen nimmt
die Mitgliederzahl rasch zu, Ende November waren
es zwischen 10 000 und 20 000.

Die Sozialdemokratische Partei (SDP) hat sich am
7. Oktober 1989 formell als Partei gegründet. 7,u-
vor hatten vier Pastoren und ein Hisioriker Ende
Juli 1989 eine Initiativgruppe ins Leben gerufen, die
Ende August mit einem Aufruf in der Öffentlich-
keit um Unterstützung bat. Die Partei wird von
einem elfköpfigen Vorstand geftihrt, Geschäftsftih-
rer ist Ibrahim Böhme . Zrtihrer Gründung legte die
SDP eine Gründungsurkunde vor, ein Statut mit
angehängten Grundpositionen zur Erarbeitung des
Parteiprogramms sowie einen,oProgrammatischen
Vortrago' der Initiativgruppe mit Aussagen zu Poli-
tik, Wirtschaft , Landwirtschaft, trnergiepolitik, So-
zialpolitik und Außenpolitik. Ende November
hatte die Partei etwa L0 000 Mitglieder" ihre Zen-
tren liegen vor allem im sächsischen Raum und in
Berlin. Wie das,,Neue Forum" sucht auch die SDP
ausdrücklich die Zusammenarbeit mit allen demo-
kratischen Initiativen, Gruppen und Personen in
der DDR, ungeachtet ihrer weltanschaulichen und
sozialen Bindung. Sie genießt weitgehende Unter-
stützung der SPD.

Die Bürgerbewegung Demokratie letzt geht auf
einen Aufruf und ,,Thesen für eine demokratische
Umgestaltung in der DDR" vom 1,2. September
1989 zurück, den Mitglieder der oppositionellen
,,Initiative Frieden und Menschenrechte", der ,,Ir-
itiative ftir Absage an Praxis und Prinzip der Ab-
grenzung" und einige weitere Ost-Berliner Intellek-
tuelle verfaßt hatten. Ihre Sprecher sind der Fhysi-
ker und Synodale Hans-Jürgen Fischbeck, die Mit-

begründerin von ,,Frauen für den Frieden", tJlrike
Poppe, der Regisseur Konrad Weiß und der theo-
logische Dozent Wolfgang Ullmann. Die Initiative
wird getragen von einem kleinen Kreis der (haupt-
sächlich Berliner) Erstunterzeichner, in den mei-
sten größeren Städten haben sich inzwischen jedoch
eigene Gruppen gebildet.,,Demokratie Jetzto' ver-
steht sich als ein informeller Arbeitszusammenhang
ohne feste Mitglieder.

In verschiedenen Erklärungen hat die Initiativ-
gruppe mit Forderungen von sich reden gemacht,
die wenig später in die politische Praxis umgesetzt
wurden. So machte ,,Demokratie Jetzt" füihzeitig
den Vorschlag, einen vierseitigen Tisch aus Vertre-
tern der SED, der ,,befreundeten" Parteien, der
Kirchen und der Reform- und Oppositionsbewe-
gungen zu bilden sowie über die Beibehaltung des

Artikel L der DDR-Verfassung - in dem die- füh-
rende Rolle der Partei festgelegt war - eine Volks-
abstimmung zu initiieren.

Die Vereinigte Linke ist ein lockerer Zusamrr€r-
schluß von kommunistisch orientierten Gruppen
und Einzelpersonen; sie umfaßte nach eigenen An-
gaben im September 1989 ein Potential von 300 bis
500 Personön. Ihr haben sich Vertreter oppositio-
neller Initiativen wie von der Gruppe ,,Gegenstim-
men* oder der Anti-IWF-Kampagne in der DDR
angeschlossen. Die ihr angehörenden Zirkel hatten
sich zum Teil konspirativ organisiert, manche da-
von im Gewerkschaftsbund FDGB. Im September
1989 legten die Gruppen ein umfangreiches pro-
grammatisches Papier, die,,Böhlener Plattform'.,
vor, das in Stil und Inhalt einen linken Traditiorä-
Iismus widerspiegelt.

Im November 1989 ist eine Initiative zur Gründung
einer Grünen Partei in der DDR mit einem Aufruf
an die Öffentlichkeit getreten, in dem die Bevölke-
rung aufgefordert wird, sich aus Sorge um die kata-
strophale Entwicklung der umwelt zu Basisgrup-
pen einer Grünen Partei zusammenzuschließen . Ztt
den Initiatoren der Parteigründung zählen insbe-
sondere das unabhängige grüne Netzwerk ,,Arche'.,
aber auch Umweltengagierte aus anderen kirchli-
chen Umweltgruppen, aus dem Schriftstellerver-
band und aus der offiziellen ,,Gesellschaft für Natur
und LJmwelt". Die Ende November gegründete
Partei soll ftir Christen, Kommunisten und andere
Positionen offen sein, aber als eigene politische
Kraft und als Teil der europäischen grünen Bewe-
gung auch in den Parlamenten wirken.

Darüber hinaus haben sich verschiedene Initiativen
gebilde t zur Gründung unabhängiger Vereinigun-
gen wie die Grüne Liga, der Unabhängige Frauen-
verband, die Allgemeine Studentenunion (ASU),
die Gesellschaft für kulturelle Erneuerung in der
DDR oder die unabhängige Gewerkschaft Reform.
Neben der FDJ sind ein Soe ialistischer Studenten-
bund (SSB) entstanden sowie ein christlicher und
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ein liberaler Jugendverban d (Linksliberale Alterna-
tive), die den DDR-Parteien CDU und LDPD na-
hestehen. Ein Teil dieser Gruppen hat erklärt, auch

zur Wahl der DDR-Volkskammer am 6. Mai 1990
kandidieren rL wollen. Weitere Neugründungen
sind zu erwarten.

II. Programmatik

Die Entwicklungsgeschichte der DDR-Opposition
prägt auch ihre programmatischen Vorstellungen,
die sich deutlich von denen der Oppositionsbewe-
gungen in anderen Warschauer-Pakt-Staaten unter-
scheiden. Das wichtigste Spezifikum ist die positive
Rezeption marxistischer Denkansätze, die man
durch die Praxis des ,,real existierenden Sozialis-
mus" keineswegs als erledigt betrachtet, sondern
von den stalinistischen Deformationen befreien
will. Während in Polen oder Ungarn die Diskussion
über einen ,,anderen" Sozialismus oder einen ,,drit-
ten Weg" spätestens Ende der siebziger Jahre zu-
nehmend verebbte, spielt diese in der DDR bis in
die heutige Zeit hinein eine große Rolle. Nach der
positiven Rezeption des Prager Frühlings, des Eu-
rokommunismus und des Buches,,Die Alternative"
von Rudolf Bahro fanden diese Überlegungen in
den programmatischen Außerungen von Michail
Gorbatschow einen neuen Anhaltspunkt. Theolo-
gen und andere Intellektuelle 27) kiitisierten nicht
den Sozialismus als solchen, sondern seine Ausle-
gung im Staats- und Gesellschaftsverständnis der
SED, äD dern sie vor allem bemängelten:

- die Auftrebung des Unterschiedes avischen
Staat und Gesellschaft sowie zwischen Staat und
Partei im real existierendgn Sozialismus;

ter und zukünftigen Absterben von Staat und
Recht;

das leninistische Prinzip der administrativ
durchgesetzten ,,führenden Rolle der Partei";

- den Anspruch des sozialistischen Staates, einen
manristischen Konsen§ der Gesellschaft zu erzeu-
gen;

das Glücks- und Wohlstandsversprechen des so-
zialistischen Staates und die unerfi,illbare Utopie
der kommunistischen Überflußgesellschaft .

Die Verknüpfung dieser Sozialismus-Diskussion
mit den ,,single issues" aus den Themenfeldern der
informellen Gruppen und anderen gesellschaftli-
chen Erfahrungsbereichen ftihrte seit den Hallenser
Thesen vom Juni 1988 immer deutlicher zur Her-
ausbildung von Konturen einer positiven Reform-

27) Vgl. dazu: Richard Schröder, Was kann DDR-Bürger
verbinden? Gefährdungen und Möglichkeiten einer ,,DDR-
Identität", in: Kirche im Sozialismus, (1983) 5, S. L77ff.;
Edelbert Richter, Demokratische Umgestaltung. Ein Ver-
such, sie at buchstabieren, in: Kirche im Sozialismus,
(1989) 2o S" 60ff.

B T-2

strategi e ztß Umgestaltung von Staat und Gesell-
schaft, auf die sich auch die Programme der im
Herbst 1989 entstandenen Oppositionsgruppierun-
gen gründeten. Den Schwerpunkt bildeten dabei
politische Refonnen, doch durch den rasantenZer-
fall der etablierten politischen Kräfte beschleunigte
und radikalisierte sich die Programmbildung der
Opposition, die nunmehr ftir die verschiedensten
Politikfelder Alternativen nß bisherigen Politik
entwickeln mußte. Da sich die Opposition noch in
der Konstituierungsphase befindet, müssen ihre
bisherigen Außerungen allerdings als vorläufig er-
scheinen und als weitgehend unbeeinflußt von
realpolitischen Zwängen, fachlich fundierten Stra-
tegien der Problembewältigung und den sich erst
allmählich formierenden politischen Positionen in
der Bevölkerung.

Auffällig ist die hohe programmatische Überein-
stimmung nicht nur zwischen den Oppositionsgrup-
pen, sondern auch zwischen der Opposition und
den erneuerten etablierten politischen Kräften.
Jene Grundvorstellung der Opposition, daß eine
durch verschiedene Parteien ausgedrückte Plurali-
sierung des politischen Systems erforderlich sei, um
überhaupt unterschiedliche Problemlösungskon-
zepte identifizierbar zu machen, konnte bislang in
keiner Weise eingelöst werden, weil der gesell-
schaftliche Differenzierungsprozeß und die Diskus-
sion über verschiedene politiiche Wege in der DDR
gerade erst einsetzt. Die Rekonstruktion der ,,civil
societys' - das zeigtauch die Entwicklung in Polen
und Ungarn - ist in den sozial und politisch homo-
genisierten Staaten ein langer und mühseliger Pro-
zeß.

Die Progammatik der Opposition2s), die sie in ih-
ren Gründungsdokumenten und ersten Außerun-
gen formuliert hat, läßt sich wie folgt zusammenfas-
sen:

t" Die Orientierung auf eine sozialistische Alterna-
tive zur kapitalistischen Konsumgesellschaft iy, der
Bundesrepublik" Allen programmatischen Auße*

zr; Vgl. anm Folgenden: 40 Jahre DDR . . . und die Bürger
melden sich zu wort (Nachdruck eines im Selbstverlag in der
DDR von Oppositionellen herausgegebenen Buchäs anm
40. Jahrestag), Frankfurt 1989; Gerhard Rein, Die Opposi-
tion der DDR, Berlin 1989; Gesamtdeutsches Institut, Bun-
desanstalt ftir gesamtdeutsche Aufgaben, Politische Zielvor-
stellungen wjchtiger Oppositionsgruppen in der DDR, Bonn
1989; Hubertus Knabe (Hrsg.), Aufbruch in eine andere
DDR. Reformer und Oppositionelle zw Zukunft ihres Lan-
des, Reinbek L989.
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rungen gemeinsam ist eine starke sozial-ethische
Perspektive, die von utopischen, sozialistischen und
anti-kapitalistischen Momenten bestimmt wird.
Das,,Neue Forum" hat in seinem Gründungsaufruf
den Begriff ,,Sozialismuso' ru,tar nicht ausdrücklich
genannt, doch aus späteren Außerungen von Grün-
dungsmitgliedern geht härvor, daß diese sich zum
Sozialismus bekennen als einer ,,Gesellschaft, die
sich auf dem Gemeineigentum an den entscheiden-
den Produktionsmitteln begründet" 2e). In der vor-
läufigen Grundsatzerklärung des,,Demokratischen
Aufbruch" heißt es, daß die kritische Haltung zurn
real existierenden Sozialismus keine Absage be-
deute an die Vision einer sozialistischen Gesell-
schaftsordnung. Ahnlich argumentiert der Aufruf
von ,,Demokratie Jetzt": ,,Der Sozialismus muß
nun seine eigentliche, demokratische Gestalt fin-
den, äenn er nicht geschichtlich verloren gehen
soll. Er darf nicht verloren gehen, weil die bedrohte
Menschheit auf der Suche nach überlebensfähigen
Formen menschlichen Zusammenlebens Alternati-
ven zur westlichen Konsumgesellschaft braucht, de-
ren Wohtrstand die übrige Welt bezahlen muß." 30)

Auch die SDP will ihren Erklärungen zufolge ,,§o-
nau das, was in der Vision des Sozialismus ausge-
sprochen ist: ein gerechtes und soziales Gemeinwe-
sen" 31).

2. Die Schaffung eines demokratisch strukturierten
politischen Systems und eines Rechtsstaates. Dazu
gehören die Möglichkeit der Teilhabe aller Bürger
an den Entscheidungsprozessen, die klare Tren-
nung von Staat und Gesellschaft sowie von Staat
und Partei(en), die Teilung der Gewalten, ein
Mehrparteiensystem und die Ausübung politischer
Macht durch die dem Parlament verantwortliche
Regierung, die Stärkung der Selbständigkeit der
Gemeinden und der Bezirke bäu. der wiederherzu-
stellenden Länder, die Garantie der Versamm-
lungs-, Vereinigungs- und Meinungsfreiheit, die
Auftrebung der Zensur und die ungehinderte Ent-
faltung einer gesellschaftlichen Öffentlichkeit, die
Abschaffung der vormilitärischen Ausbildung und
des Staatssicherheitsdienstes, die Zulassung eines
zivilen Wehrersatzdienstes, die Herstellung voller
Freizügigkeit ftir Reisen und Wahl des Wohnsitzes,
die Schaffung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit
und eines Verfassungsgerichtes, die Schaffung eines
Rechtsstaates mit. einer unabhängigen Justiz, Be-
gründungspflicht für die Behörden und einem revi-
dierten Strafgesetzbuch.

Über die meisten dieser Forderungen besteht inzwi-
schen Konsens zwischen der Opposition und den
etablierten politischen Kräften, einige wurden be-
reits in die Fraxis umgesetzt. Spezifische Zij.ge einer

2e) Interview mit Rolf Henrich in: Deutsches Allgemeines
Sonntagsblatt vom 1"3. Oktober 1989
30) Frankfurter Rundschau vom 3. Oktober 1989"
:t) Berliner Morgenpost vom 29. Oktober L989.

soztalistischen Demokratie werden lediglich von der
Oppositionsgruppe,,Vereinigte Linke" benannt,
die eine,,starke basisdemokratische Verankerung
der staatlichen Gewalt mittels Volksabstimmungen
sowie politischer Rechte ftir Betriebsräte und
Wohnbezirksräte", die,,Selbstverwaltung aller ter-
ritorialen politischen Gemeinschaften (Gemein-
den, Kreise usw.) einschließlich der Bildung ihrer
Rechtspflege- und Polizeiorgane durch sie selbst bei
ausschließlich gerichtlicher Kontrolle ihrer von
staatlicher Aufsicht freien Tätigkeit" sowie das

,,Recht von Gesetzesinitiativen und geregelte Veto-
rechte für demokratische Massenorganisationen
(Gewerkschaften usw. )" vorschl ägt 32).

3. Die Herstellung von effektiven, demokratisch
kontrollierten sowie ökologisch und sozial orientier-
ten Wirtschaftsstrukturen. n,Auf der einen Seite'.,
heißt es im Gründungsaufruf des ,,Neuen Forum",
,,wünschen wir uns eine Erweiterung des Warenan-
gebotes und bessere Versorgung, andererseits se-
hen wir deren soziale und ökologische Kosten und
plädieren für die Abkehr von ungehemmtem
Wachstum. Wir wollen Spielraum ftir wirtschaftli-
che Initiative, aber keine Entartung in eine Ellen-
bogengesellschaft." Der ,,Demo[ratische Auf-
bruch" tritt in seinen ersten Außerungen ein ftir die
öffentliche und betriebliche Kontrolle der Großin-
dustrie, die stärkere Zulassung von genossenschaft-
lichem und privatem Eigentum sowie fiir die Be-
schränkung des Planes zugunsten marktwirtschaftli-
cher Prinzipien und fordert wirtschaftliche Effekti-
vität, soziale Gerechtigkeit und den ökologischen
Umbau der Industriegesellschaft.

Auch die SDP verlangt ein e Dezentralisierung und
Demokratisierung des Wirtschaftslebens, eine öko-
logisch orientierte soziale Marktwirtschaft, die För-
derung von Gemeinwirtschaft und Genossenschaf-
ten sowie gleichberechtigte Privatwirtschaft. Die
Bürgerbewegung ,,Demokratie Jetzt" will, daß der
bestehende Staatsplandirigismus durch eine staatli-
che Rahmenplanung abgelöst wird, in der nur sol-
che Aufsichts- und Lenkungskomponenten beste-
hen bleiben, die für die Bindung jeglicher Wirt-
schaftstätigkeit an das Gemeinwohl erforderlich
sind (Umwelt- und Sozialverträglichkeit). Die
,,Vereinigte I inke" bezeichnet als die wirtschaftli-
chen und sozialen Grundlagen ihres Gesellschafts-
modells: ,,Öffentliches Eigentum an den Hauptpro-
duktionsmitteln in demokratischer Mitbestimmung
und Selbstvenualtung durch die Arbeitenden, kon-
sequente Anwendung des Leistungsprinzips bei der
Verteilung der Einkommen, kollektive Kontrolle
der Arbeitenden über den Produktionsprozeß in
Betrieb und Gesellschaft, Verbot der Ausbeutung

32) Vereinigte Linke. Appell von Vertretern verschiedener
sozialistischer Tendenzen in der DDR, verabschiedet nach
einem Treffen Anfang September in Böhlen, abgedruckt in:
Gesamtdeutsches Institut (Anm. 28), S. 74"
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des lvlenschen durch den Menschen (Aneignung
fremder Arbeit)""

Insgesamt wirken die wirtschaftspolitischen Vor-
stellungen der Opposition noch allgemein und un-
ausgereift; an einer Konkretisierung und Neube-
stirnmung wird gegenwärtig gearbeitet.

4. Die Fördertrng von Gleichberechtigung, Eigen-
verantwortung und Kreativitdt in Kultur, Erziehung
und den sozialen Beziehungen ,,Notwendig ist der
Übergang zu Unabhängigkeit und Selbständigkeit
im Kultur- und Geistesleben, in Wissenschaft,
Presse und Publikationswesen sowie der Aufbruch
der Volksbildung aus Disziplin und Langeweile'.,
heißt es in einem ,,offenen Problemkatalog" des

,,I,[euen Forum" vorn Oktober 198933). Die SDP
tritt in ihren Grundpositionen für die ,,Gleichbe-
rechtigung und geschlechtsspezifische Förderung
von Mann und Frau" ein sowie ftir die ,,Verbesse-
rung der Lage der Kinder (Kindeswohl)" als über-
geordneter Entscheidungsfaktor auf allen Ebe-
nen.

In den Thesen der Bürgerbewegung ,,Demokratie
Jetzt" heißt es: ,,Die Schulen. Hochschulen und
Ausbildungseinrichtungen dürfen nicht länger In-
strument ideologischer Ausrichtung und der Indok-
trination einer Partei bleiben, auch wenn sie die
Regierung stellt. Die Schule und die bisherige Kin-
der- und Jugendorganisation sollten entflochten
werden. Neue Kinder- und Jugendorganisationen
müssen möglich sein. Eltern sollten das Recht er-
halten, über Lehrpläne und -methoden mitzube-
stirnnnen . o . Wissenschaft, Kunst und Kultur müs-
sen bei Selbstverwaltung ihrer Institutionen gemäß
der Verfassung die Möglichkeit erhalten, sich frei
und ohne ideologische Gängelung zu entfal-
t:r." 3'l)

5. Die Entwicktung einer AufSenpolitik, die der Ab-
rüstung, der weltweitqn Gerechtigkeit, dem europäi-
schen Einigungsprozeß und einer deutschen Zwei-
staatlichkeit verpflichtet isr. Obwohl im Gründungs-
aufruf des ,,Neuen Forum* weder außenpolitische
Fragen noch die Zukunft der beiden deutschen
Staäten thematisiert werden, haben sich einzelne
Gründungsmitglieder wiederholt dant geäußert.
Ende September 1989 erklärte Bärbel Bohley, ftir
die Oppositionsgruppen sei die Wiedervereinigung
kein Thema 3s). Rolf Henrich vertrat die Auffas-
sung, die DDR müsse zunächst ihre eigene Identität
auf sozialistischer Grundlage entwickeln, so daß sie

sich auch künftig von der Bundesrepublik ,,in gewis-
ser Weise unterscheiden'o werde, was aber keine
Abgrenzung bedeute 36). Reinhard Schult schrieb
Ende November 1989, ,,als Verursacher von zwei
Weltkriegen sollten die Deutschen die nationale
Trommel in der Rumpelkarnmer stehenlassen, die
Nachkriegsgre nzen endlich anerkennen und den
Heimatvertriebenenverbänden den Status der Ge-
meinnützigkeit entziehen . . . Wir wollen also kei-
nen Anschluß etwa als zwölftes Bundesland. " 3T)

Die SDP bekennt sich in itrren frühen programma-
tischen Erklärungen zur,,derzeitige n Zw eistaatlich-
keit Deutschlands als Folge der schuldhaften Ver-
gangenheit", ohne darnit künftige Veränderungen
im Rahmen einer europäischen Friedensordnung
auszuschließen. Sie bejaht jedoch ,.besondere Be-
ziehungen nfi Bundesrepublik Deutschland auf-
grund der gemeinsamen Nation, Geschichte und
der sich daraus ergebenden Verantwortung, insbe-
sondere ftir den Frieden in Europa". Darüber hin-
aus tritt sie für eine gerechtere Weltwirtschaftsord-
nung, für Solidarität mit entrechteten und unter-
drückten Völkern sowie für die Auflösung der Mili-
tärbündnisse ein.

Auch der ,.Demokratische Aufbruch" ging in sei-
nen ersten programmatischen Erklärungen von der
deutsch en Zweistaatlichkeit aus, unterstitzte aber
ein aktives Aufein anderzugehen der beiden deut-
schen Staaten irn Rahmen einer europäischen Frie-
densordnung.

In dem Mitte Dezember 1989 vom Gründungspar-
teitag verabschiedeten Programm wird demgegen-
über gefordert, das Recht der Deutschen zur Ein-
heit in die DDR-Verfassung aufzunehmen. Die
Deutschen sollten von einem Staatenbund zu einem
Bundesstaat im Rahmen einer europäischen Frie-
densordnung gelangen bei Anerkennung der polni-
schen Westgrenze"

Die Bürgerbewegung,,f)emokratie letzt'o schrieb
in ihren Gründungsthesen zt diesern Komplex:
,,Als Deutsche haben wir eine besondere Verant-
wortung. Sie gebietet, daß das Verhältnis der deut-
schen Staaten beiderseits von ideologischen Vor-
urteilen befreit und im Geist und Praxis ehrlicher
und gleichberechtigter Nachbarschaft gestaltet
wird . " . Beide Staaten sollten um der Einheit wil-
len aufeinander zu reformieren." Mitte Dezember
legte die Gruppe einen Dreistufenplan zur deut-
schen Einigung vor"

101 Vgl. Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt vom 13. Ok-
tober 1989.
3r) Reinhard Schult, Offen ftir alle - das ,,Neue Forum", in:
Hubertus Knabe (Anm. 28), S. 168f"

33)

34)

3s)

Vgl. Der Tagesspiegel vorq 10. Oktober 1989.
Frankfurter Rundschau vom 3. Oktober 1989.
Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 26. September 1989.
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III. Perspektiven

Die Frage, welche Rolle die DDR-Opposition in
Zukunft spielen ünd welche politischen Konzepte
sie präferieren wird, ist in einer akuten Krisensitu-
ation wie der gegenwärtigen, in der sich gesell-
schaftliche Strukturen und Kräfteverhältnisse in
Tagen oder Stunden verschieben können, außeror-
dentlich schw er zu beantworten. Gleichwohl lassen
sich aus der Entstehungsgeschichte und der pro-
grammatischen Entwicklung der Oppositionsgrup-
pierungen schon heute einige analytische Uberle-
gungen über ihre Entwicklungsperspektiven ablei-
ten.

Für die zukünftige Rolle der Oppogition von außer-
ordentlicher Bedeutung ist die Lösung des Wider-
spruchs zwischen dem durch den Zerta\ der eta-
blierten politischen Kräfte entstandenen Machtva-
kuum und den fehlenden personellen, materiellen
und politischen Voraussetzungen der Opposition,
dieses Vakuum zu ftillen. Während in Polen die
Opposition schon vor der Übernahme von Regie-
rungsverantwortung zusammen mit der katholi-
schen Kirche umfassende Strukturen einer,,Gegen-
gesellschaft" entwickeln konnte, während in Un-
iu* die politische Emanzipation der fachlichen
Apparate ichon vor dem Umbruch weit gediehen
war und die Opposition fi.ir ihre Konstituierung ver-
gleichsweise viet Zeit besaß, ist die DDR-Opposi-
tion mit der gleichsam über Nacht notwendig wer-
denden Ausübung politischer Macht offenkundig
überfordert.

Ihrer Herkunft nach entstammt sie einem alternati-
ven, subkulturellen Milieu, das auf positive Politik-
strategien und ihre Umsetzung in die politische Pra-
xis kaum vorbereitet ist. Es fehlt an Fachkompetenz
(die meisten Fachleute gehörten der SED an), an
Organisationserfahrungen, är materiellen Ressour-
cen, an Führungspersönlichkeiten und auch am'
Willen, sich überhaupt an der Machtausübung zu
beteiligen oder wie beim ,,Neuen Forum" und
der Bürgerbewegung ,,Demokratie Jetzt" sich
nur als Partei zu organisieren. Das von der SED
hinterlassene Vakuum kann nur gefi,illt werden ent-
weder durch die erneuerten traditionellen Parteien
oder durch eine rasche Organisierung und Profes-
sionalisierung der Oppositionsparteien unter Ein-
beziehung der Fachleute aus dem Apparat oder
durch stabilisierende Kräfte aus der Bundesrepu-
blik. Fs liegt auf der Hand, daß die zukünftige Rolle
der DDR-Opposition entscheidend davon abhängt,
welche dieser Optionen sich durchsetzt.

Profil und Bedeutung der Opposition werden dar-
über hinaus davon bestimmt werden, wie die Diffe-
renz zwischen der Breite des realen gesellschaftli-
chen Bewußtseins und der Enge von Programmen
und Rekrutierungsklientel der Oppositionsgruppie-
rungen aufgelöst wird. Die Analyse von Herkunft

und Programmatik der Opposition macht deutlich,
daß diese zunächst nur ein schmales gesellschaftli-
ches Spektrum abdeckt, auch wenn sie sich in ver-
schiedänen Parteien und Gruppierungen organi-
siert hat. Während die Oppositionsgruppen beim
Ausbruch der Krise von weiten Teilen der Gesell-
schaft als Sprachrohr und Hoffnungsträger aner-
kannt wurden und vorübergehend eine hohe Iden-
tität zwischen Opposition und Gesellschaft
herrschte, machten sich in den Wochen danach in
wachsendem Maße bestehende oder sich neu ent-
wickelnde Differenzen bemerkbar. Auf program-
matischer Ebene bestehen diese insbesondere in
der Betonung der sozialistischen Entwicklungsper-
spektive und der deutschen Zweistaatlichkeit. Wi-
dersprüche sind auch in der ökologischen Orientie-
rung angelegt, die in Gegensatz -u den materiellen
Erwartungen der Bevölkerung geraten könnte, so-
wie in den wirtschaftspolitischen Vorstellungen der
Opposition, die einen eigenen, dritten Weg der
DDR mit bestenfalls nur flankierender Hilfe aus

der Bundesrepublik vorsehen.

Die gesellschaftliche Akze ptarufür diese program-
matischen Orientierungen sinkt allem Anschein
nach und dürfte noch weiter nachlassen, je mehr das
ganze Ausmaß der ökonomischen und politischen
Krise der DDR deutlich wird, so daß weder der
Spielraum noch die Bereitschaft in der Bevölkerung
für ein solches gesellschaftspolitisches Experiment
vorhanden sein wird.

In einer solchen Situation sind verschiedene Ent-
wicklungsszenarien denkbar. Erstens: Die Opposi-
tionsparteien verlieren ihre Schlüsselrolle an an-
dere - reüo oder alte Organisationen, weil
diese die unabgedeckten Orientierungen besser at
vefireten scheinen. LDPD, NDPD und CDU zei-
gen bereits deutliche Bereitschaft ftir eine Umprofi-
lierung, im Norden und im Süden der DDR häufen
sich die Hinweise auf die Gründung gänzlich neuer
Organisationen. Die zweite Möglichkeit besteht
darin, daß sich die oppositionellen Führungskader
programmatisch umorientieren und damit die lden-
litat mit den in der Gesellschaft virulenten Stim-
mungen wieder herstellen, wofi,ir es insbesondere
beim ,,Demokratischen Aufbruch" und der SDP
Anzeichen glbt. Wie stark der gesellschaftliche
Druck in dieser Hinsicht bereits ist, zeigt die Tatsa-
che, daß ganze Ortsgruppen ihren Austritt ankün-
digen oder sogar schon vollzogen haben, weil sie

mit der Vorstellung eines dritten Weges nicht ein-
,. verstanden sind. Die dritte 'Entwicklungsvariante
ist, daß es im Zuge des rapiden Mitgliederzuwach-
ses, des weiteren Organisationsaufbaus und der da-
mit einhergehenden Schaffung von demokratisch
legitimierten Sprechergremien zu einer Ablösung
der Gründergeneration kommt. Eine solche Ent-

31

i

B t-2



wicklung zeichnet sich nicht nur beim ,,Demokrati-
schen Aufbruch" äb, sondern auch beim ,,Neuen
Forum", wo die Differenzen avischen dem Kreis
(er Initiatoren und dem neu gebildeten Sprecherrat

- insbesondere in der Frage der Zweistaatlich-
keit - deutlich ntTage treten. Je näher der Wahl-
termin rückt, desto mehr müssen sich alle politi-
schen Kräfte darum bemühen, die Stimmungen in
der Bevölkerung einzufangen, wobei auch regio-
nale Unterschiede an Bedeutung gewinnen.

Angesichts dieser unbekannten Variablen ist zum
gegenwärtigen Zeitpunkt kaum vorauszusagen,
welche Rolle und welches Profil die DDR-Opposi-
tion letztendlich ausfüllen wird. Angesichts ihrer
eigenen Schwäche ist sie auf die Kooperation mit
den etablierten politischen Kräften angewiesen, die
ihrerseits die Opposition benötigen, um ihren eige-
nen Glaubwürdigkeitsverlust auszugleichen. Den
organisatorischen Rahmen dieser,,Koalition der
Vernunft" bildet bis zu den Wahlen im Mai 1990 der
,,runde Tisch", der der Opposition einerseits Ein-
fluß, andererseits aber auch politische Mitverant-
wortung ftir die krisenhafte Lageeinträgt. Entschei-
dend wird sein, ob es der Opposition gelingt, den
Vertrauensvorschuß der Bevölkerung zu bewahren

und durch konkrete politische Strategien zu recht-.
fertigen. Nimmt man ihre Programme zum Aus-
gangspunkt, sind die Voraussetzungen - insbeson-
dere bei der SDP - dafür nicht schlecht, weil die
konkreten vorschläge für die einzelnen Politikfel-
der offener angelegt sind, als es die in den Vorder-
grund gerückte Orientierung auf einen dritten, so-
zialistischen Weg zunächst scheinen läßt. Auch die
gegenwärtige Enge des sozialen und politischen Re-
krutierungsmilieus sowie der Mangel an personel-
len und materiellen Ressourcen könnten durch den
raschen Mitgliederzustrom und den verfall der eta-
blierten politischen Kräfte in der weiteren Entwick-
lung aufgehoben werden.

Der Zustand der gegenseitigen Schwächung der
Oppositionsgruppen durch ihre hohe programmati-
sche Ubereinstimmung könnte sich schließlich
durch einen organisatorischen Zusammenschluß,
durch eine politische Differenzierung oder durch
den unvermeidlichen Selektionsprozeß allmählich
auflösen. Anzeichen dafür lassen sich bereits heute
erkennen. Gelingt es der Opposition nicht, die ge-
sellschaftlichen Erwartungen auf diesem Wege zu
erfiillen, werden andere politische Kräfte ihren
Platz einnehmen.
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